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Verbotsvorschriften 

§ 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

(1) Es ist verboten, 
  
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören, 

 
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 

während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

 
3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 

Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
 
4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 

aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 
(Zugriffsverbote). 

 

 

§ 4 Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) 

(1) Es ist verboten, in folgender Weise wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten 
und der nicht besonders geschützten Wirbeltierarten, die nicht dem Jagd- oder 
Fischereirecht unterliegen, nachzustellen, sie anzulocken, zu fangen oder zu töten:  

 
1. mit Schlingen, Netzen, Fallen, Haken, Leim und sonstigen Klebstoffen, 
 
2. unter Benutzung von lebenden Tieren als Lockmittel, 
 
3. mit Armbrüsten, 
 
4. mit künstlichen Lichtquellen, Spiegeln oder anderen beleuchtenden oder blendenden 

Vorrichtungen, 
 

5. mit akustischen, elektrischen oder elektronischen Geräten, 
 
6. durch Begasen oder Ausräuchern oder unter Verwendung von Giftstoffen, vergifteten 

oder betäubenden Ködern oder sonstigen betäubenden Mitteln, 
 



7. mit halbautomatischen oder automatischen Waffen, deren Magazin mehr als zwei 
Patronen aufnehmen kann, oder unter Verwendung von Visiervorrichtungen für das 
Schießen bei Nacht mit elektronischen Bildverstärkern oder Bildumwandlern, 

 
8. unter Verwendung von Sprengstoffen, 

 
9. aus Kraftfahrzeugen oder Luftfahrzeugen oder 

 
10. aus Booten mit einer Antriebsgeschwindigkeit von mehr als fünf Kilometer/Stunde. 
 
Satz 1 Nr. 1 gilt, außer beim Vogelfang, für Netze und Fallen nur, wenn mit ihnen Tiere in 
größeren Mengen oder wahllos gefangen oder getötet werden können. Satz 1 Nr. 6 gilt nur 
für Tiere der besonders geschützten Arten. 

 
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 ist es gestattet, Bisams (Ondatra zibethicus) mit Fallen, 

ausgenommen Käfigfallen mit Klappenschleusen (Reusenfallen), zu bekämpfen, soweit dies 
zum Schutz gefährdeter Objekte, insbesondere zum Hochwasserabfluss oder zum Schutz 
gegen Hochwasser oder zur Abwehr von land- oder fischerei- oder sonstiger erheblicher 
gemeinwirtschaftlicher Schäden erforderlich ist. Die Fallen müssen so beschaffen sein und 
dürfen nur so verwendet werden, dass das unbeabsichtigte Fangen von sonstigen wild 
lebenden Tieren weitgehend ausgeschlossen ist. 
 

(3) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann im Einzelfall weitere Ausnahmen von den 
Verboten des Absatzes 1 zulassen, soweit dies  

 
1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger 

gemeinwirtschaftlicher Schäden, 
 
2. zum Schutz der heimischen Tier- und Pflanzenwelt oder 

 
3. für Zwecke der Forschung, Lehre oder Wiederansiedlung oder zur Nachzucht für einen 

dieser Zwecke 
 

erforderlich ist, der Bestand und die Verbreitung der betreffenden Population oder Art 
dadurch nicht nachteilig beeinflusst wird und sonstige Belange des Artenschutzes, 
insbesondere Artikel 9 Abs. 1 der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. L 
20 vom 26.1.2010, S. 7) und Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/ EWG des Rates nicht 
entgegenstehen. 

 
(4) Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3254/91 des Rates vom 4. November 1991 zum Verbot 

von Tellereisen in der Gemeinschaft und der Einfuhr von Pelzen und Waren von bestimmten 
Wildtierarten aus Ländern, die Tellereisen oder den internationalen humanen Fangnormen 
nicht entsprechende Fangmethoden anwenden (ABl. EG Nr. L 308 S. 1), bleibt unberührt. 

 

 

 

 

 



§ 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

(1) Es ist verboten,  
 
1. wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünftigen Grund zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten, 
 

2. wild lebende Pflanzen ohne vernünftigen Grund von ihrem Standort zu entnehmen oder 
zu nutzen oder ihre Bestände niederzuschlagen oder auf sonstige Weise zu verwüsten, 

 

3. Lebensstätten wild lebender Tiere und Pflanzen ohne vernünftigen Grund zu 
beeinträchtigen oder zu zerstören. 

 

(2) Vorbehaltlich jagd- oder fischereirechtlicher Bestimmungen ist es verboten, wild lebende 
Tiere und Pflanzen der in Anhang V der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten aus der 
Natur zu entnehmen. Die Länder können Ausnahmen von Satz 1 unter den Voraussetzungen 
des § 45 Absatz 7 oder des Artikels 14 der Richtlinie 92/43/EWG zulassen. 
 

(3) Jeder darf abweichend von Absatz 1 Nummer 2 wild lebende Blumen, Gräser, Farne, Moose, 
Flechten, Früchte, Pilze, Tee- und Heilkräuter sowie Zweige wild lebender Pflanzen aus der 
Natur an Stellen, die keinem Betretungsverbot unterliegen, in geringen Mengen für den 
persönlichen Bedarf pfleglich entnehmen und sich aneignen. 
 

(4) Das gewerbsmäßige Entnehmen, Be- oder Verarbeiten wild lebender Pflanzen bedarf 
unbeschadet der Rechte der Eigentümer und sonstiger Nutzungsberechtigter der 
Genehmigung der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde. Die 
Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Bestand der betreffenden Art am Ort der Entnahme 
nicht gefährdet und der Naturhaushalt nicht erheblich beeinträchtigt werden. Die Entnahme 
hat pfleglich zu erfolgen. Bei der Entscheidung über Entnahmen zu Zwecken der Produktion 
regionalen Saatguts sind die günstigen Auswirkungen auf die Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu berücksichtigen. 
 

(5) Es ist verboten,  
 

1. die Bodendecke auf Wiesen, Feldrainen, Hochrainen und ungenutzten Grundflächen 
sowie an Hecken und Hängen abzubrennen oder nicht land-, forst- oder 
fischereiwirtschaftlich genutzte Flächen so zu behandeln, dass die Tier- oder 
Pflanzenwelt erheblich beeinträchtigt wird, 
 

2. Bäume, die außerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch 
genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze 
in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden oder auf den Stock zu 
setzen; zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses 
der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen, 

 

3. Röhrichte in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September zurückzuschneiden; außerhalb 
dieser Zeiten dürfen Röhrichte nur in Abschnitten zurückgeschnitten werden, 

 

4. ständig wasserführende Gräben unter Einsatz von Grabenfräsen zu räumen, wenn 
dadurch der Naturhaushalt, insbesondere die Tierwelt erheblich beeinträchtigt wird. 

 

 



Die Verbote des Satzes 1 Nummer 1 bis 3 gelten nicht für  
 

1. behördlich angeordnete Maßnahmen, 

 

2. Maßnahmen, die im öffentlichen Interesse nicht auf andere Weise oder zu anderer Zeit 

durchgeführt werden können, wenn sie  

a) behördlich durchgeführt werden, 

b) behördlich zugelassen sind oder 

c) der Gewährleistung der Verkehrssicherheit dienen, 

 

3. nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft, 

 

4. zulässige Bauvorhaben, wenn nur geringfügiger Gehölzbewuchs zur Verwirklichung der 

Baumaßnahmen beseitigt werden muss. 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung bei den Verboten des 

Satzes 1 Nummer 2 und 3 für den Bereich eines Landes oder für Teile des Landes erweiterte 

Verbotszeiträume vorzusehen. Sie können die Ermächtigung nach Satz 3 durch 

Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden übertragen. 

(6) Es ist verboten, Höhlen, Stollen, Erdkeller oder ähnliche Räume, die als Winterquartier von 

Fledermäusen dienen, in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 31. März aufzusuchen; dies gilt 

nicht zur Durchführung unaufschiebbarer und nur geringfügig störender Handlungen sowie 

für touristisch erschlossene oder stark genutzte Bereiche. 

 

(7) Weiter gehende Schutzvorschriften insbesondere des Kapitels 4 und des Abschnitts 3 des 

Kapitels 5 einschließlich der Bestimmungen über Ausnahmen und Befreiungen bleiben 

unberührt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Ausnahmen 

§ 45 Abs. 7 Satz 1, Satz 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

(7) Die nach Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden sowie im 
Fall des Verbringens aus dem Ausland das Bundesamt für Naturschutz können von den 
Verboten des § 44 im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen  
 
1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher 

wirtschaftlicher Schäden, 
 
2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 
 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken 
dienende Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung, 

 

4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich 
der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen 
Auswirkungen auf die Umwelt oder 

 

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses 
einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben 
sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit 
nicht Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG weiter gehende Anforderungen enthält. 
[…] 

 

 

Befreiungen 

§ 67 Abs. 2, Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

 

(1) Von den Geboten und Verboten dieses Gesetzes, in einer Rechtsverordnung auf Grund des § 
57 sowie nach dem Naturschutzrecht der Länder kann auf Antrag Befreiung gewährt werden, 
wenn  
 
1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher 

sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder 
 

2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen 
würde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege 
vereinbar ist. 

 
Im Rahmen des Kapitels 5 gilt Satz 1 nur für die §§ 39 und 40, 42 und 43. 

 
(2) Von den Verboten des § 33 Absatz 1 Satz 1 und des § 44 sowie von Geboten und Verboten im 

Sinne des § 32 Absatz 3 kann auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn die Durchführung 
der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde. Im Fall des 



Verbringens von Tieren oder Pflanzen aus dem Ausland wird die Befreiung vom Bundesamt 
für Naturschutz gewährt.  
 

(3) Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. § 15 Absatz 1 bis 4 und 
Absatz 6 sowie § 17 Absatz 5 und 7 finden auch dann Anwendung, wenn kein Eingriff in Natur 
und Landschaft im Sinne des § 14 vorliegt. 
 

 
 


